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BEBAUUNGSPLAN NR. 06/2020 „SONDERGEBIET KUNST UND TOURISMUS, 

KONVERSIONSFLÄCHEN“, GEMEINDE ALTWARP 

Erneute öffentliche Auslegung der Planunterlagen; wesentliche Änderungen gegenüber der 

Auslegung 2024 

Gegenüber der Auslegung im Jahr 2024 wurden die Unterlagen in mehreren Punkten 
geändert. Im Interesse einer effizienten Prüfung fassen wir nachfolgend die wesentlichen 
inhaltlichen Änderungen zusammen und verweisen jeweils auf die betreffenden Fundstellen 
in den Unterlagen. Eine vollständige, kapitelweise Gegenüberstellung sämtlicher 
Änderungen ist diesem Schreiben nicht beigefügt; für Einzelheiten verweisen wir auf die 
ausgelegten Dokumente. 

1. Geltungsbereich und Flächenbilanz 

Der Geltungsbereich wurde gegenüber der Auslegung 2024 verkleinert. Die Flurstücke 
1/12 und 1/10 (Flur 9, Gemarkung Altwarp), die 2024 anteilig noch Bestandteil des 
Geltungsbereichs waren, sind nicht mehr enthalten; hiervon betroffen sind insbesondere 
die nördlich gelegenen Wasserflächen des Stettiner Haffs sowie der Naturstrand. Neu 
hinzugekommen ist demgegenüber das Flurstück 1/9, das eine Erweiterung der Zufahrt bis 
an die öffentliche Straße abbildet. Ebenfalls neu einbezogen sind Anteile der Flurstücke 
4/225 und 5. Insgesamt verringert sich die Größe des Plangebiets von ca. 32,27 ha auf ca. 
29,12 ha (Kapitel 1.4 „Lage und Abgrenzung des Plangebiets“ der Begründung). 

Innerhalb des verkleinerten Geltungsbereichs verringert sich zugleich die Fläche des 
Sondergebiets von 7,84 ha auf 4,90 ha. Die Zweckbestimmungen der privaten und 
öffentlichen Grünflächen wurden vereinfacht und zusammengefasst; ein größerer 
Flächenanteil wird nunmehr ohne gesonderte Zweckbestimmung festgesetzt (Kapitel 3.2 
„Städtebauliche Kennziffern“ der Begründung). Die verkleinerte Flächenbilanz wirkt sich 
auch auf die Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung des Umweltberichts aus (siehe Ziffer 4). 

2. Waldabstand nach der Waldabstandsverordnung M-V (zentrale Änderung) 

Der in § 20 LWaldG M-V bestimmte Abstand von 30 m zwischen baulichen Anlagen und 
Wald sowie die hierzu bestehenden Ausnahmetatbestände sind in der Verordnung zur 
Bestimmung von Ausnahmen bei der Einhaltung des Abstandes baulicher Anlagen zum 
Wald (Waldabstandsverordnung, WAbstVO M-V) geregelt. Diese Vorgaben wurden bei der 
Auslegung 2024 noch nicht berücksichtigt. Innerhalb des Waldabstands sind bauliche 
Nutzungen zum Aufenthalt von Menschen nur noch in eng begrenzten Ausnahmefällen 
zulässig; dies ist Anlass für einen wesentlichen Teil der übrigen Änderungen. 
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- Neue textliche Festsetzung I.1.4 Satz 1 (Teil B), die zulässige bauliche Nutzungen 

innerhalb der Waldabstandsflächen auf die nach WAbstVO M-V zulässigen Fälle 

beschränkt. 

- Kapitel 3.8 „Wald“ der Begründung wurde grundlegend überarbeitet und deutlich 

erweitert (u. a. Herleitung der Festsetzung, Abstimmung mit dem Forstamt 

Torgelow, forstrechtliche Ausnahmen, Alternativenprüfung). 

- Neue Anlage zur Begründung: „Anpassung des Nutzungskonzepts“, die die daraus 

folgenden Änderungen einzelner Gebäudenutzungen, Arbeitsplätze und 

(temporären) Wohneinheiten gebäudescharf dokumentiert. 

3. Städtebauliche Kennziffern 

Infolge der unter Ziffer 2 genannten Nutzungseinschränkungen wurden einzelne 

Gebäudenutzungen verlagert, auf temporäre Nutzung reduziert oder in ihrer Kapazität 

angepasst. Dabei verringert sich die Anzahl der temporären Wohnungen und der 

Arbeitsplätze. Die Anzahl der dauerhaften Wohnungen bleibt bestehen (Kapitel 3.2 

„Städtebauliche Kennziffern“ der Begründung und Anlage 4 „Anpassung des 

Nutzungskonzepts“ für die gebäudescharfe Übersicht). 

4. Umweltbericht, Natur und Artenschutz 

Die Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung wurde im Umweltbericht neu aufgestellt (Kapitel 2.2.2 
„Schutzgut Tiere und Pflanzen einschließlich Artenschutz, biologische Vielfalt“). Der 
multifunktionale Kompensationsbedarf beträgt nunmehr 90.450 m² EFÄ, wovon 47.740 m² 
EFÄ durch Maßnahmen innerhalb des Plangebiets gedeckt werden; der verbleibende 
Bedarf von 42.710 m² EFÄ wird durch den Erwerb von Waldpunkten im Zuge der 
Waldumwandlung ausgeglichen (Kapitel 2.3). Die Sicherung dieser Maßnahmen ist aktuell 
in Bearbeitung und wird bis zum Satzungsbeschluss nachgereicht. 

Der Umweltbericht wurde darüber hinaus in weiteren fachlichen Punkten aktualisiert, u. a. 
durch den artenschutzrechtlichen Fachbeitrag (AFB), der um neue Untersuchungen ergänzt 
wurde; auch die Artenschutz- und Vermeidungsmaßnahmen wurden entsprechend 
angepasst. Insbesondere folgende Punkte wurden aktualisiert: 

- Erweiterte Kartierungen von Brutvögeln, Reptilien und Fledermäusen (März bis Juli 

2025), u. a. mit neuen Brutnachweisen sowie Nachweisen von Fledermaus-

Winterquartieren in Gebäuden. 

- Argumentation zu den geschützten Biotopen und dem Wirkbereich II (200 m). 

- Baumschutz und Baumkartierung. 
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5. Weitere Veränderungen: 

Die Zahl der auf dem Gelände vorgesehenen Stellplätze wurde auf 120 reduziert. Diese 

werden durch Parkgaragen und Carports für Bewohner:innen ergänzt (Kapitel 3.5 

„Verkehrserschließung“ der Begründung). Die Begründung enthält zudem einen neuen 

Hinweis auf künftig steigende Anforderungen an den Hochwasserschutz infolge des 

klimabedingten Meeresspiegelanstiegs (Kapitel 3.10 „Immissionsschutz, Klimaschutz und -

anpassung“ der Begründung). Das Verfahren zur Ausgliederung von Teilflächen aus dem 

Landschaftsschutzgebiet nach § 6 NatSchAG M-V wird als eigenständiges Verfahren bei der 

unteren Naturschutzbehörde parallel zum Bebauungsplanverfahren beantragt und 

durchgeführt. Die Planzeichnung wurde redaktionell überarbeitet und in der Verwendung 

von Einschrieben und Nutzungsschablonen an aktuelle Standards angepasst 

(Planzeichnung, Teil A). 
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